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C 2.1.2 Im Vorgartenbereich — Flachen zwischen der 6ffentlichen Stralenverkehrsflache und der

C2.2

c23

Cc3

C 3.1
C3.1.1

straldenseitigen Baugrenze — diirfen Einfriedungen eine Hohe von max. 1,0 m nicht
Uberschreiten. Gleiches gilt fir eine Kombination aus Einfriedung und Stitzmauer.

Boschungen und Stiitzmauern

Mehrere Boschungen und Stlitzmauern miissen untereinander mind. einen Abstand von 3 m
einhalten.

Gestaltung von Einfriedungen

Einfriedungen aus Aluminiumblech, Kunststoffglas, sonstigen Kunststoffen sowie reihigen An-
pflanzungen von Koniferen (z.B. Lebensbaum, Fichte, Tanne) sowie die Verwendung von nicht
heimische Gehdlzen (z.B. alle Arten von Kirschlorbeeren) sind nicht zulassig.

Maschendrahtzaune sind mit Strauchern zu begriinen.
Die Pflanzqualitdt gem. B 5.3 und die Artenliste gem. B 5.4 sind zu beachten.

Vorgarten und Gestaltung der unbebauten Flachen der bebauten Baugrundstiicke (§ 88
Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

Vorgiérten

Der Vorgartenbereich — Flachen zwischen der 6ffentlichen Stralenverkehrsflache und der

straldenseitigen Baugrenze — ist zu mind. 50 % zu begriinen und darf nicht als Arbeits- oder
Lagerflache genutzt werden.

C 3.1.2 Der Vorgartenbereich ist auf das Niveau der angrenzenden 6ffentlichen StraRenverkehrsflache

aufzuflllen oder abzugraben.

C 3.1.3 Stellplatze, Garagen und Nebengebdude sind im Vorgartenbereich nicht zulassig.

Cc3.2

C4

Abweichend davon sind Stellplatze in direkter Zuordnung zu einer Garage zulassig.
Unbebaute Flache der bebauten Baugrundstiicke

Die unbebauten und unbefestigten Flachen der bebauten Grundstiicke sind unversiegelt zu lassen
und zu begrunen.

Die befestigten Flachen sowie deren Unterbau (z.B. Stellplatzflachen, Zufahrten zu Stellplatzen
und Garagen sowie Wege auf den Baugrundstiicken) sind wasserdurchlassig herzustellen. Hierfur
eignen sich z.B. wassergebundene Decken, im Sand verlegte und mit Fugen

versehene Pflasterflachen, Rasengittersteine oder Verbundpflaster mit trichterformigen und mit
Kies gefiillten Wassereinlaufen.

Auch die nicht befestigten Flachen (bspw. Flachen mit Ziersteinen) sowie deren Unterbau sind
wasserdurchlassig herzustellen.

Stellplatzverpflichtung (§ 88 Abs. 3 i.V.m. § 47 Abs. 1 LBauO)

Die Stellplatzverpflichtung gem. § 47 Abs.1 LBauO wird erhéht. Es sind ,notwendige Stellplatze” in
folgender Zahl nachweisen: 2 Stellplatze je Wohnung
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Teil A - Erlauterung der Planzeichnung
B2.2 Ermittlung der Geschossfliche (§ 20 Abs. 3 BauNVO) B5.4 Artenliste

r | | 1
| ] Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
E ==l (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

WA

Allgemeines Wohngebiet (WA)

Uberbaubare Grundstiicksfliche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Uberbaubare Grundstiicksflache

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Offentliche StraRenverkehrsflache

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: 6ffentlicher Gehweg

[

Strallenbegleitgrin (6ffentlich)

Flachen oder MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

_'J_J_J_J_|_
_|TTTT'_

MaRnahmenflache (MalRnahmen M1-5 gem. Festsetzung B 5.2)

Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

E Erhalt der Geholze im Bereich der Feldwegebdschung

Hinweise (unverbindlich)

Bauverbotszone gem. Landesstrallengesetz

Geplantes Regenrtickhaltebecken

Vorgeschlagene Grundstlicksgrenze

Hohenlinien

Potenzielle Flache Verkehrsgriin (abhangig von der Ausbildung der Wendeanlage)

Teil B - Textliche Festsetzungen

B1
B1.1
B1.1.1

B1.1.2

B2
B21
B2.1.1

B2.1.2

B213

B2.14

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Allgemeine Wohngebiete

Allgemein zulassige Nutzungen

- Wohngebaude,

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften
sowie nicht stérende Handwerksbetriebe,

- Anlagen fUr kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zuldssige Nutzungen

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- sonstige nicht stdrende Gewerbebetriebe,
- Anlagen fir Verwaltungen,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Hohe baulicher Anlagen und Bezugspunkte

Bezugshohe

Als Bezugshdhe gilt die Oberkante der 6ffentlichen Strallenverkehrsflache an der gemeinsamen Grenze
zwischen der 6ffentlichen Strallenverkehrsflache und dem mafgeblichen
Baugrundstiick in der Grundstiicksmitte.

Oberkante FertigfuRboden Erdgeschoss (OKFF)

Zur Ermittlung der Oberkante Fertigfullboden im Erdgeschoss ist die Bezugshéhe gemal® B 2.1.1
heranzuziehen.

Traufhohe

Als Traufhéhe gilt das Mal} zwischen der Bezugshéhe gemaR B 2.1.1 und dem Schnittpunkt
zwischen AuRenwand und Oberkante Dachhaut.

Gebaudehohe

Als Gebaudehoéhe gilt das Mal zwischen der Bezugshéhe gemal B 2.1.1 und dem obers- ten
Gebaudeabschluss (First).

B3

B 3.1

B 3.2

B4

B 4.1

B 4.2

B 4.3

BS

B 5.1

B 5.2
B5.2.1

B5.22

B5.23

B524

B5.25

B5.26

B5.3

Gemal § 20 Abs. 3 ist die Geschossflache nach den AulRenmalen der Gebaude in allen
Vollgeschossen zu ermitteln. Die Flachen von Aufenthaltsraumen in anderen Geschossen
einschlieBlich der zu ihnen gehdérenden Treppenrdume und einschlielich ihrer Umfassungswande sind
ganz mitzurechnen.

Garagen und Nebengebaude
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 und § 14 BauNVO)

Garagen

Garagen sind mindestens 5 m hinter die Grenze zur &ffentlichen StralRenverkehrsflache zu-
ruckzustellen.

Nebenanlagen

Fir Nebenanlagen gemaR § 14 BauNVO wird eine maximale Groé3e von insgesamt 25 m® pro

Baugrundstiick zugelassen.

Bauliche und technische MaBnahmen zur Vermeidung oder Verringerung
von Hochwasserschaden, einschlieBlich Schaden durch Starkregen
(§9 Abs. 1 Nr. 16b BauGB)

Die Unterkante von Offnungen in der AuRenhiille von Gebauden (wie bspw. Terrasseneingange,
Fenster, Luftungséffnungen, etc.) muss mindestens 15 cm Uber der unmittelbar angrenzenden
Gelandeoberflache liegen.

Die Oberkante des Bodens von Garagen und Nebengebaude muss mindestens 15 cm und
darf héchstens 50 cm tber dem Bezugspunkt gemal B 2.1.1 liegen.

Im Bereich von Entwasserungsanlagen (bspw. Abflussrinnen, Regenriickhaltebecken) und

in deren naheren Umfeld sind keine Nebenanlagen nach § 14 BauNVO (bspw. Verteilerkasten)
zulassig.

Flachen und MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Bodenschutz

Zum Schutz des Oberbodens und zum Erhalt der Bodenfruchtbarkeit ist der Oberboden vor Beginn
der jeweiligen Baumalinahme abzuschieben und fachgerecht bis zur Wiederverwendung zu lagern. Er
darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder Gberlagert werden.

AusgleichsmalRnahmen

MalRnahme M1:
- Zwischen der Nordgrenze der Privatgrundstiicke und der angrenzenden Ackerflache ist ein 7 m breiter

Streifen mit Gehdlzen gartnerisch anzulegen. Es sind mind. 15 zweireihige Strauchgruppen, bestehend

aus jeweils 15-20 Strauchern und 2 Laubbaum- hochstdmmen 2. Ordnung, zu pflanzen. Der Abstand
zwischen den Gehdlzen und der Ackerflache muss mindestens 3 m betragen.

- Der Streifen ist mit einer artenreichen Saatgutmischung aus Regiosaatgut der Herkunftsregion 9
einzusden und als Hochstaudensaum nach der Entwicklungspflege mind. alle 2 Jahre zu mahen.

- Innerhalb dieses Hochstaudensaums ist die offene Entwasserungsmulde zum Abfangen des
AulRegebietswassers vorzusehen.

- Die Pflanzqualitdt gem. B 5.3 und die Artenliste gem. B 5.4 sind zu beachten.
- Pflanzqualitat: Hochstdmme und Straucher.

MalRnahme M2:

- Die Regenriickhalte- und Versickerungsbecken sind nach der Herstellung nicht mit Oberboden
abzudecken. Sie sind als nahrstoffarme Rohbodenstandorte ohne Ansaat zu entwickeln.

- Im Randbereich der Becken sind mind. 8 Baumweiden, mind. 5 resistente Ulmen und mind. 40
Strauchweiden zu pflanzen.

- Die umgebende Griinflache ist mit einer artenreichen Saatgutmischung aus Regiosaatgut der
Herkunftsregion 9 einzusden und nach der Entwicklungspflege mindestens 1 mal pro Jahr zu mahen.
Das Mahgut ist abzuraumen.

- Die Pflanzqualitat gem. B 5.3 und die Artenliste gem. B 5.4 sind zu beachten.
- Pflanzqualitat: Heister und Straucher

MaRnahme M3:

- Im Randbereich der 6stlichen Wendeanlage sind mind. 2 Laubbaumhochstdmme 1. Ordnung zu
pflanzen.

- Entlang der stidostlichen Grenze des Plangebiet siidéstlich des geplanten Regerlickhaltebeckens sind
im Bereich der Bauverbotszone nach Landesstrallengesetz mind. 4 zweireihige Strauchgruppen,
bestehend aus jeweils 15-20 Strauchern und 2 Laubbaumhochstdmmen 2. Ordnung, zu pflanzen.

- Die Pflanzqualitdt gem. B 5.3 und die Artenliste gem. B 5.4 sind zu beachten.
- Pflanzqualitat: Hochstdmme und Straucher.

MaRnahme M4:

- Vor der bestehenden Sandsteinmauer des alten Friedhofs sind 3 Lesesteinhaufen anzulegen. Die
Mindesthodhe betragt 1,3 m, die Mindestbreite 3 m.

- Die Steinhaufen diirfen nicht gegen die Friedhofsmauer geschiittet werden, sondern missen frei liegen.

- Zu verwenden sind Kalksteine/Lesesteine mit Kantenlangen von 90 bis 250 mm oder alternativ
Wasserbausteine CP 90/250. Menge pro Haufen ca. 6 t.

MalRnahme M5:

- Um das geplante Regenrtickhaltebecken und westlich des Friedhofs ist ein 25 m breiter Wiesenstreifen

anzulegen.

- Die Grunflache ist mit einer artenreichen Saatgutmischung aus Regiosaatgut der Herkunftsregion 9
einzusaen und nach der Entwicklungspflege mindestens 1 mal pro Jahr zu mahen. Das Mahgut ist
abzurdumen.

MaRnahme M6:

- Zwischen der Leitung (RRB-Hirschgraben) und dem Friedhof sind mindestens 3
Laubbaumhochstdammen 1. Ordnung und 13 Laubbaumhochstdmmen 2. Ordnung zu pflanzen. Zur
Leitung ist ein Abstand von mind. 2,5 m und zur westlich angrenzenden Ackerflache ein Abstand von
mind. 8 m einzuhalten.

- Die Pflanzqualitdt gem. B 5.3 und die Artenliste gem. B 5.4 sind zu beachten.
- Pflanzqualitat: Hochstamme.

Pflanzqualitaten

Hochstamme: 3 x verpflanzt, mit Ballen, StU 10/12 cm
Heister: 2 x verpflanzt, ohne Ballen, Héhe 125-150 cm
Straucher: 2 x verpflanzt, ohne Ballen, Héhe 60-100 cm

Salix alba
Salis fragilis
Ulmus resista
Quercus robur

Acer campestre
Carpinus betulus
Juglans regia
Prunus avium
Prunus padus
Sorbus aria
Sorbus aucuparia

B 5.4.3 Heimische Straucher:
Cornus mas

Rosa spec.

Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Salix caprea
Euonymus europaeus
Sambucus nigra
Viburnum lantana
Ligustrum vulgare
Viburnum opulus
Lonicera xylosteum
Salix cinerea

Salix purpurea

Salix repens

B 6

B7
und b BauGB)

B8

B 5.4.1 Baume 1. Ordnung (Wuchshéhe > 15 m):

Silber-Weide
Bruchweide
Ulme
Stiel-Eiche

B 5.4.2 Badume 2. Ordnung (Wuchshdéhe < 15 m):

Feld-Ahorn
Hainbuche
Walnuss
Vogelkirsche
Trauben-Kirsche
Mehlbeere
Eberesche

Kornelkirsche
Wildrosen

Roter Hartriegel
Haselnuss
Eingriffl. WeilRdorn
Salweide
Pfaffenhltchen
Schw. Holunder
Wolliger Schneeball
Liguster
Wasserschneeball
Heckenkirsche
Grauweide
Purpurweide
Kriechweide

Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Luftwarmepumpen sind entweder in ein Haupt- oder Nebengebaude (bspw. Garage) zu integrieren
oder vollstdndig einzuhausen (sog. Kapselung). Die Innenwande der Einhausung sind
schallabsorbierend und samtliche Durchfiihrung (Leitungen, Luftdurchldsse) — auch bei
Luftwdrmepumpen im Gebaude schalldicht auszufiihren (bspw. mit Vorsatzschalen).

Je Baugrundstiick sind mindestens zwei Baume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.
Flachen fiir Aufschiittungen, Abgrabungen und Stiitzmauern (9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Auf den Baugrundstticken wird innerhalb eines 3 m breiten Streifens ab der Grenze zur 6ffentlichen
StralRenverkehrsflache eine Flache fur Aufschittungen, Abgrabungen und Stitz- mauern festgesetzt,
soweit diese zur Herstellung des StralRenkorpers erforderlich sind.

Anpflanzen und Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen (9 Abs 1 Nr. 25 a

Teil C - Ortliche Bauvorschriften

C1
C11

C 1.1.1 Einzelh&duser

C 1.1.2 Doppelhauser:

Ausnahme

Hauptgebaude
C 1.2 Dachaufbauten
Uberschreiten.
C 1.3 Dacheinschnitte
C 1.4 Dacheindeckungen
C14A1

C2
C21

Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)

Dachform und Dachneigung

Geneigte Dacher mit 7 — 45° Neigung

Geneigte Dacher mit zwingend 35° Neigung

45° zugelassen werden.

C 1.1.3 Garagen und Nebengebaude:

Hohe von Einfriedungen und Stiitzmauern

C 2.1.1 Einfriedungen und Stlitzmauern dirfen eine Héhe von max. 2,0 m nicht Gberschreiten.
Gleiches gilt fir eine Kombination aus Einfriedung und Stitzmauer.Stitzmauern, die eine Hohe von
1,0 m Uberschreiten, sind zu begrinen.

Die Pflanzqualitat gem. B 5.3 und die Artenliste gem. B 5.4 sind zu beachten.

Bei gemeinsamer Errichtung von Doppelhausern, sind gleiche Dachneigungen und Dachformen
vorzusehen. Abweichend von den vorstehenden zwingenden Festsetzungen kénnen dann auch
Dachneigungen von 7 —

Flachdach oder flachgeneigtes Dach mit 0 - 15° Neigung oder Dachform und —neigung wie beim

Die Dacheindeckung ist kleinteilig und nicht reflektierend sowie nicht blendend in den Farben
Rot bis Rotbraun und Anthrazit auszufiihren.
Dacheindeckungen aus Metall, Kunststoff oder Faserzementplatten sind nicht zulassig.

C 1.4.2 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie Dachbegriinungen sind von der Festsetzung
C 1.4.1 ausgenommen

Einfriedungen und Stiitzmauern (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

Dachaufbauten (Dachgauben) sind allgemein zulassig. Die Gesamtbreite der Gauben darf auf jeder
Gebaudeseite 1/2, die Breite jeder Einzelgaube 1/3 der Gebaudebreite, max. jedoch 4,0 m, nicht

Dacheinschnitte (Loggien) sind allgemein zuldssig. Es gilt die LAdngeneinschrankung wie bei Ziff. 1.2.

D1
D1.1

D1.2

D13

D2

D3

D4

D5

D6

D7

Belange des Umweltschutzes
Bodenschutz

Es werden projektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. Die einschlagigen Regelwerke, wie
z.B. DIN 1054, DIN 4020, DIN EN 1997-1 und-2, DIN 4124, sind zu beachten. Bei allen Bodenarbeiten
sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu bertcksichtigen.

Im Bereich des Plangebietes kann das natirliche Radonpotenzial lokal erhéht sein. Es wird daher
empfohlen, bei Neubauten darauf zu achten, dass eine durchgangige Betonfundament- platte erstellt
wird und der DIN-gerechte Schutz gegen Bodenfeuchte gewahrleistet ist. In Kellerraumen oder
R&aumen mit erdberihrten Wéanden, die dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich
genutzt werden, sollte auf ausreichende (Fenster) - Liftungen (StoRliften) vor allem wahrend der
Heizperiode geachtet werden.

Zur Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des einzelnen Bauplatzes sind
orientierende Radonmessungen in der Bodenluft sinnvoll.

Studien des LGBs haben ergeben, dass fir Messungen im Gestein/Boden unbedingt Lang-
zeitmessungen (ca. 3 - 4 Wochen) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da
die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeitraumen sehr stark schwankt.

Dafir sind insbesondere Witterungseinflisse wie Luftdruck, Windstarke, Niederschlage oder
Temperatur verantwortlich. Nur so kdnnen aussagefahige Messergebnisse erzielt werden. Es wird
deshalb empfohlen, die Messungen in einer Baugebietsflache an mehreren Stellen, mindestens 6/ha,
gleichzeitig durchzufiihren. Die Anzahl kann aber in Abhangigkeit von der geologischen Situation
auch héher sein.

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbiro ausgefihrt
werden und dabei die folgenden Posten enthalten:

- Begehung der Flache und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien;
- Radongerechte, ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei

- bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes;

- Fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter;

- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur

- Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jahrlichen
Radonverfugbarkeit;

- Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma);
- Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.

Wir bitten darum, uns die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diesem in
anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen.

Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchfiihrung der Radonmessung in der
Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das LGB. Informationen zum Thema Radonschutz von
Neubauten und Radonsanierungen kénnen dem "Radon-Handbuch" des Bundesamts fir
Strahlenschutz entnommen werden. Fir bauliche MaRnahmen zur Radonpravention wenden. Sie sich
bitte an das Landesamt fiir Umwelt (Radon@Ifu.dp.de).

Klima

Flachdacher und flachgeneigte Dacher mit einer Dachneigung bis zu 20° sollen dauerhaft extensiv
begriint werden. Dabei sollte eine mind. 10 cm starke durchwurzelbare Substratschicht vorgesehen
werden. Es sollten heimische Pflanzengesellschaften verwendet werden, z.B. Sedum-Gras-Kraut-
Begrinung.

Artenschutz

Fir sdmtliche AuRenanlagen sollen insektenvertragliche, z.B. mit Natriumdampfhochdrucklampen
betriebene, Beleuchtungskorper verwendet werden.

Zum Schutz der vorhandenen Vogelwelt sollen sdmtliche Rodungsmaflinahmen wahrend der Zeit vom
01. Oktober bis 28. Februar durchgefuhrt werden.

Archaologische Denkmalpflege

1. Die ausfuihrenden Baufirmen sind auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG)
vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008,
S.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archaologische Fund unverziglich zu
melden, die Fundstelle soweit als mdglich unverandert zu lassen und die Gegenstande sorgfaltig
gegen Verlust zu sichern.

2. Absatz 1 entbindet Bautrager/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung nicht von
der Meldepflicht und Haftung gegenlber der Generaldirektion Kulturelles Erbe.

3. Sollten archaologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchaologie ein
angemessener Zeitraum einzuraumen, damit Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausfiihrenden
Firmen, planmafig den Anforderungen der heutigen archaologischen Forschung entsprechend
durchfuihrt werden kénnen. Im Einzelfall ist mit Bauverzdgerungen zu rechnen. Je nach Umfang der
evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bautrager finanzielle Beitrage fur die
MaRnahmen erforderlich.

Kampfmittel

Das Vorhandensein von Weltkriegsmunition kann nicht grundsatzlich ausgeschlossen werden.
Kampfmittelfunde gleich welcher Art, sind unverziglich dem Kampfmittelrdumdienst Rheinland-Pfalz
zu melden. Der Kampfmittelrdumdienst entscheidet dann Uber die weitere Vorgehensweise. Die
Fachunternehmen sind nicht berechtigt selbststandig Fundmunition zu entscharfen, zu sprengen und
auf offentlichen Stral3en zu transportieren.

Nebenanlagen nach § 14 BauNVO

Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizitdt, Gas, Warme und Wasser sowie zur Ableitung von
Abwasser notwendigen, untergeordneten Nebenanlagen sowie fernmeldetechnische Nebenanlagen
und Anlagen fiir erneuerbare Energien gemaR § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO sind ausnahmsweise auch
aulerhalb der Uberbaubaren Grundstlicksflache zulassig.

Schutz von Leitungen / Koordination von ErschlieBungs- und BaumaRnahmen

Im Plangebiet befinden sich unter- und oberirdische Stromversorgungseinrichtungen, die in der
Planzeichnung informatorisch nicht ausgewiesen sind. Die tatsachliche Lage dieser
Versorgungseinrichtungen ergibt sich allein aus der Ortlichkeit. Das Erfordernis von MaRnahmen zur
Sicherung/Anderung dieser Versorgungseinrichtungen im Zusammenhang mit ErschlieRungs- und
BaumafRnahmen ist friihzeitig mit dem Leitungsbetreiber abzuklaren.

Der Trager der Versorgung des Plangebiets mit elektrischer Energie ist fir Planung und Bau zur
Erweiterung/Anpassung des bestehenden Leitungsnetzes frihzeitig iber den Beginn und Ablauf der
ErschlieBungs- und Baumalinahmen zu unterrichten. Bei Anpflanzungen von Badumen und
tiefwurzelnden Strauchern im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen sind die
Abstandsvorgaben der geltenden technischen Regelwerke (z.B. ,Merkblatt Baume, unterirdische
Leitungen und Kanale" der Forschungsgesellschaft fur Strallen und Verkehrswesen) zu beachten. Bei
Nichteinhaltung der dort angegeben Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in
Absprache mit dem jeweiligen Versorgungstrager, geeignete Malnahmen zum Schutz der Leitungen
(z.B. Einbau von Trennwanden) zu treffen.

Hochwasserangepasste Bauweise

Es wird empfohlen, entlang der Grenze zur 6ffentlichen StralRenverkehrsflache eine
Entwasserungsrinne zu errichten, die Niederschlagswasser von den privaten Baugrundstiicken
fernhalt.

Es wird eine hochwasserangepasste Bauweise, z.B. durch die Wahl von hochwasserresisten
Materialien, empfohlen. Ferner sollten die Kellerzugange so hergestellt werden, dass Tlren nach
aufden gedffnet werden kdnnen. Damit soll das Eindringen von anstehenden Niederschlagswasser
erschwert werden.

Zisternen

Es wird empfohlen, eine Zisterne zur Brauchwassernutzung in ausreichender GréRe zu errichten.

Baugesetzbuch

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017(BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBI. | S. 1728).

Baunutzungsverordnung

(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786).

Planzeichenverordnung

(PlanZzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017

(BGBI. | S. 1057) geandert worden ist.

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz

(LBO) vom 24. November 1998 (GVBI. 1998 | S. 365), mehrfach geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom

18.06.2019 (GVBI. 1 S. 112).

Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz

(GemOQO) vom 31.01.1994 (GVBI. | S. 153), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26.06.2020

(GVBI. S. 297).

Landesnaturschutzgesetz

(LNatschG) vom 06.10.2015 (GVBI. 2015 | S. 283), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom

26.06.2020 (GVBI. | S. 287).

Denkmalschutzgesetz Land Rheinland-Pfalz

(DSch@G) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Marz 1978 (GVBI. S. 159), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 03. Dezember 2014 (GVBI. S. 245).

Landesnachbarrechtsgesetz Land Rheinland-Pfalz

(LNRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juni 1970 (GVBI. S. 198), mehrfach geandert durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2003 (GVBI. S. 209).

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschluss gefasst
Bekanntmachung im Amtsblatt

1. Anderung des Aufstellungsbeschlusses gefasst
Bekanntmachung im Amtsblatt

2. Anderung des Aufstellungsbeschlusses gefasst
Bekanntmachung im Amtsblatt

Beteiligung nach § 3 Abs.1 BauGB in der Zeit
Bekanntmachung im Amtsblatt

Beteiligung nach §4 Abs.1 BauGB mit Schreiben

Abwagung nach § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB
Beteiligung nach § 3 Abs.2 BauGB in der Zeit
Bekanntmachung im Amtsblatt

Beteiligung nach § 4 Abs.2 BauGB mit Schreiben

Abwagung nach § 3 Abs.1 und § 4 Abs.2 BauGB

Erneute Beteiligung nach § 4 Abs.3 BauGB mit Schreiben

Erneute Beteiligung nach § 4 a Abs.3i.V.m. § 3 Abs.2 BauGB in der Zeit

Bekanntmachung im Amtsblatt
Abwagung nach § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB

Satzungsbeschluss gefasst

am
vom

am
vom

am
am

vom
bis einschliefRlich
vom

vom
Frist bis einschliellich

am
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vom
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vom

am
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07.07.2016 (Nr. 27/2016)

18.04.2019

23.05.2019 (Nr. 21/2019)

01.08.2016
02.09.2016

21.07.2016 (Nr. 29/2016)

12.07.2016
31.08.2016

26.01.2018
06.08.2018
05.09.2018
26.07.2018

10.07.2018
07.09.2018

18.04.2019

23.08.2019
14.10.2019

20.09.2019
21.10.2019

12.09.2019 (Nr. 37/19)

28.05.2020

28.05.2020

Ausfertigungsvermerke

Ausfertigung Der Inhalt dieses Bebauungsplanes stimmt mit den hierzu ergangenen Beschlissen des
Gemeinderates Uberein und ist unter Einhaltung der fiir die Rechtswirksamkeit ma3gebenden
Verfahrensvorschriften zur Aufstellung von Bebauungsplanen zustande gekommen.

Dreisen, den 29.05.2020 (DS)

Inkrafttreten (§10 Abs. 3 BauGB)

gez. Molter

Ortsbirgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde ortsublich bekannt gemacht am 22.12.2022.

Dreisen, den 04.01.2023 (DS)

gez. Molter

Ortsbirgermeister

Mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt der Bebauungsplan

"Donnersbergstrale" in Kraft.

Dreisen, den 04.01.2023 (DS)

gez. Molter

Ortsbirgermeister

Lage in der Gemeinde

Datengrundlage:

5

©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2020), dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rip.de [09/2020]

ORTSGEMEINDE
DREISEN

BEBAUUNGSPLAN
"Donnersbergstrafie”

Mit ortlichen Bauvorschriften

MittelstralRe 16
68169 Mannheim

STADTPLANUNG+
ARCHITEKTUR
FISCHER

i

t +49 (0)621 58 67 48 -60
kontakt@stadtplanungfischer.de
www.stadtplanungfischer.de

Stand:

Malfdstab

Proj.Nr.:

Bearbeiter:

28.05.2020

1:1000
16g0e01
Me



AutoCAD SHX Text
N


	Pläne und Ansichten
	A0_B-Plan


